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«USA wollen eine möglichst hohe Busse»
SteuerStreit Die US-Justiz-
behörde erhöht im Steuerstreit 
mit der Credit Suisse den 
Druck. Für Rechtsexperte Peter 
V. Kunz ist das jedoch kein 
Grund zur Sorge.

VaSiliJe mUStUR
vasilije.mustur@luzernerzeitung.ch

Die US-Justizbehörden (DOJ) haben 
die Credit Suisse ins Visier genommen. 
Der Vorwurf: Die Schweizer Grossbank 
soll ihren damaligen US-Kunden Bei-
hilfe zur Steuerhinterziehung geleistet 
haben. Deshalb fordern die US-Behör-
den seit drei Jahren die Namen der 
Steuersünder und zanken sich mit der 
CS ausserdem über die Höhe der zu 
bezahlenden Busse – und jetzt scheint 
sich das Fernduell zuzuspitzen: So 
machte US-Justizminister Eric Holder in 
einer Videobotschaft klar, dass sich kein 
Finanzinstitut «über dem Gesetz» wäh-
nen dürfe. Zudem kündigte Holder in 
Anspielung auf die «Too big to fail»-
Problematik an, dass keine Firma «zu 
gross für das Gefängnis» sei. Seither wird 
in den Medien die Höhe der Busse lau-
fend nach oben angepasst. Während die 
Nachrichtenagentur Reuters erfahren 
haben will, dass die Busse 1,6 Milliarden 
US-Dollar betragen wird, gehen andere 
US-Medien von 3 Milliarden aus. Zum 
Vergleich: Nach massivem Druck muss-
te der Bundesrat im Februar 2009 in 
einem ähnlichen Fall mittels Notrecht 
gegen 250 UBS-Kundendaten an die 
US-Steuerbehörde IRS übermitteln. Die 
UBS selbst musste eine Busse in Höhe 
von 780 Millionen Dollar überweisen. 
Weder die Credit Suisse noch das Eid-
genössische Finanzdepartement wollten 
sich derweil zu den neusten Medienbe-
richten und zur Videobotschaft des 
US-Ministers äussern. Rechtsprofessor 
Peter V. Kunz hingegen erklärt im Ge-
spräch die Strategie der USA.

Peter V. Kunz, ich kann mir nicht helfen, 
aber ich durchlebe im Steuerstreit mit 
den USA gerade ein Déjà-vu. Sie auch?

Peter V. Kunz*: In der Tat. Wie die US-
Justizbehörde mit der Credit Suisse 
verfährt, erinnert mich sehr stark an den 
«Fall UBS» aus den Jahren 2008 und 2009. 
Es ist offensichtlich: US-Justizminister Eric 
Holder holt das Drehbuch zum Holly-
wood-Streifen «UBS» nach fünfjähriger 
Pause aus der Mottenkiste hervor und 
plant einen Fortsetzungsfilm.

Die neue Tonalität erstaunt dennoch, 
zumal Eric Holder im März 2013 öf-
fentlich versicherte, kein Interesse 
daran zu haben, eine systemrelevan-
te Bank anklagen zu wollen. Wie er-
klären Sie sich diesen Kurswechsel?

Kunz: Die Drohkulisse, welche das De-
partement of Justice (DOJ) aufzubauen 
versucht, beeindruckt mich nicht wirklich. 
Ich für meinen Teil rate, ruhig Blut zu 
bewahren und nicht alles zu glauben, was 
uns die amerikanische Seite weismachen 
will. Vielmehr gehe ich davon aus, dass 
die US-Justizbehörde unter massivem 
innenpolitischem Druck steht und zum 
Handeln genötigt wurde – insbesondere 
in verbaler Hinsicht.

Und wie konnte es so weit kommen?
Kunz: Seit der Senatsanhörung der Credit 
Suisse vom vergangenen Februar weht 
dem US-Justizminister ein eisiger politi-
scher Wind entgegen. Während das «Ver-
hör» der Credit-Suisse-Spitze für Konzern-
chef Brady Dougan am Vormittag ver-
gleichsweise human verlief, führten die 
Senatoren die US-Justizbehörde am Nach-
mittag vor und schmetterten ihr das 
Steuerstreit-Dossier um die Ohren. Den 
Beamten wurde vorgeworfen, viel zu sanft 
mit den Schweizer Banken umgesprungen 
zu sein, und für die Zukunft eine schär-
fere Gangart gefordert. Natürlich ist das 
DOJ ein juristisches Fachorgan, doch 
letztlich nichts anderes als eine politische 
Behörde. Zudem bin ich der Ansicht, dass 
das DOJ das «Endgame» forcieren will. 
Das US-Ministerium hat mit der Gross-
bank fast drei Jahre lang gestritten und 
ihr dabei stark zugesetzt. Jetzt muss sie 
das Verfahren in den kommenden Wo-
chen oder Monaten beenden – wenn 
möglich mit einem Sieg nach Punkten.

Was die Lage für die Credit Suisse 
umso gefährlicher und unberechen-
barer macht.

Kunz: Sicherlich. Wenn die Amerikaner 

in der Auseinandersetzung mit der 
Schweiz jedoch eines gelernt haben, dann 
dies: Je grösser die juristische Drohkulis-
se, desto schneller geben wir nach, wil-
ligen in höhere Bussen für die Banken 
ein und nehmen sogar einen Bruch der 
eigenen Rechtsordnung in Kauf. Ich war 
schon vor fünf Jahren davon überzeugt, 
dass die UBS nicht angeklagt worden wäre 
und bin es auch jetzt im Falle der Credit 
Suisse. Das US-Justizministerium wird 
keine Klage gegen den Konzern erheben.

Weshalb hat die Credit Suisse dann 
letzten Dezember die Tochtergesell-

schaft CS International Advisors AG 
gegründet (siehe Kasten)?

Kunz: Zunächst einmal müssen wir fest-
halten, dass die CS noch nicht bestätigt 
hat, dass diese Tochterfirma als Sünden-
bock herhalten muss, sollte das US-Justiz-
ministerium Strafklage erheben. Nichts-
destotrotz denke ich, dass die Tochter-
firma im Sinne einer Vorsorgeplanung 
gegründet wurde, sollten die USA ernst 
machen. Auf diese Tochtergesellschaft 
könnte die Credit Suisse auch das ge-
forderte Schuldeingeständnis abschieben.  

Warum ist die Frage der Schuldan-

erkennung denn so brisant? 
Kunz: Müsste sich die CS-Muttergesell-
schaft schuldig bekennen, würden den 
Tochtergesellschaften in den USA die 
Bankenlizenzen entzogen, die US-Noten-
bank Fed würde die Bank aus dem Dol-
lar-Clearing ausschliessen, und die Credit 
Suisse würde folglich keine Korrespon-
denzbank mehr finden, um in den Ver-
einigten Staaten Banktransaktionen 
durchführen zu können – und dies wür-
de allenfalls in einem  Bankenrun auf die 
Credit Suisse enden. Unter Umständen 
wären bei diesem Szenario 15 000 Jobs 
in den USA in Gefahr.

Darum also die Argumentationslinie 
der CS, dass gerade einmal 10 bis 
15 Leute für den Steuerstreit verant-
wortlich sein sollen.

Kunz: Ich weiss nicht, wie viele Mitarbeiter 
in die Affäre verwickelt waren, und will 
auch nicht spekulieren. Allerdings finde 
ich es seltsam, dass es 15 Banker braucht, 
um solch eine wirtschaftspolitische Krise 
auszulösen. Aus juristischer Sicht bleibt 
festzuhalten, dass es keine Beweise dafür 
gibt, dass die Credit Suisse ihren US-Kun-
den bei der Steuerhinterziehung systema-
tisch geholfen haben könnte.

Wenn die USA nicht klagen wollen, 
was wollen sie dann?

Kunz: Die USA verlangen, dass die Schwei-
zer Banken die US-Steuersünder beim 
Namen nennen. Die Amerikaner wissen 
gleichzeitig, dass die Schweiz und die 
Credit Suisse diese Kundendaten nicht 
ohne weiteres liefern können. Im laufen-
den Bankenprogramm des DOJ wurde für 

die Gruppe 2 (siehe Grafik) ausdrücklich 
festgehalten, dass die US-Steuer- und 
-Justizbehörden lediglich auf dem Weg 
regulärer Amtshilfeverfahren Bankkun-
dendaten erhalten. Überdies sind sich die 
USA darüber im Klaren, dass Schweizer 
Finanzhäuser der Kategorie 1 Daten nur 
dann herausgeben können, wenn sie 
Schweizer Recht verletzen – und dieser 
Vorgang wäre mit Hilfe des Bundesrates 
oder der Finanzmarktaufsicht Finma mit 
Hilfe der Nothilfe möglich. In diesem 
Zusammenhang kann ich nachvollziehen, 
dass die CS den Bundesrat dazu drängt, 
diesen Weg zu beschreiten. Aus juristi-
scher Sicht ist das unmöglich, weil keine 
Notsituation gegeben ist.

Mit Verlaub: Das Verständnis der USA 
für unser Rechtssystem hielt sich in 
den letzten Jahren in Grenzen. Müss-
te die Credit Suisse ihr Schicksal nicht 
in die eigenen Hände nehmen?

Kunz: Die Interessenlage der USA hat sich 
in den letzten fünf Jahren von Kundendaten 
hin zu hohen Geldstrafen verschoben. Sie 
müssen sehen: Im Nachgang des «Falls 
UBS» hat die US-Steuerbehörde IRS eine 
Welle von Selbstanzeigen erfahren. Die 
Amerikaner sitzen auf vielen Kundendaten. 
Dass Credit-Suisse-Präsident Urs Rohner 
mit einem Koffer voller Kundendaten in 
ein Flugzeug steigt, um Schweizer Recht 
zu brechen, halte ich somit für ausgeschlos-
sen. Die USA haben primär ein Interesse, 
eine möglichst hohe Busse aus der Credit 
Suisse herauszupressen.

Warum?
Kunz: Weil es für die Schweizer Banken 
der Kategorie 2 eine klare mathematische 
Formel gibt, wissen die Institute, wie hoch 
die Bussen im Extremfall ausfallen wer-
den. Bei der Kategorie 1 ist dies nicht der 
Fall. Somit würde sich bei einer höheren 
Busse gegen die Credit Suisse die Be-
rechnungsgrundlage für die übrigen Ban-
ken der Kategorie 1 – etwa ZKB oder 
Julius Bär – vermutlich erhöhen.

Die Credit Suisse hat Rückstellungen 
in Höhe von 890 Millionen Franken 
bereitgestellt. Reicht dieser Betrag?

Kunz: Ich wäre überrascht, wenn die Bus-
se die Milliardengrenze nicht überschreiten 
würde. Die UBS ist mit einer Busse von 
780 Millionen Dollar gerade deshalb 
glimpflich davongekommen, weil sie sich 
in wirtschaftlicher Schieflage befand. Da-
von kann bei der Credit Suisse keine Rede 
sein. Heute würde es wohl auch für die 
UBS teurer als vor fünf Jahren.

Hinweis
*Peter V. Kunz (49) ist 
wirtschaftsrechtsprofessor 
an der Universität Bern. 
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Kategorie 1

Credit Suisse
Julius Bär
Zürcher Kantonalbank
Basler Kantonalbank
Pictet
HSBC Privatbank
Liechtensteinische Landesbank

Bank Leumi
Bank Hapoalim
Bank Mizrahi
Rahn & Bodmer
Bank Wegelin
Bank Frey
Neue Zürcher Bank

Kategorie 2

Aargauer Kantonalbank
Berner Kantonalbank
Genfer Kantonalbank
Graubündner Kantonalbank
Luzerner Kantonalbank
Nidwaldner Kantonalbank
St. Galler Kantonalbank

Zuger Kantonalbank
Bank Coop
Bank Linth LLB
Cornèr Bank
Valiant
Migros-Bank
Postfinance

Waadtländer Kantonalbank Piguet Galland & Cie.

Kategorie 3

Vontobel
Notenstein
Thurgauer Kantonalbank

Raiffeisen
VZ Depotbank

Kategorie 4
Banken, die sicher sind, gar nichts mit US-Kunden zu tun zu haben.

Appenzeller Kantonalbank
Basellandschaftliche Kantonalb.
Glarner Kantonalbank

Urner Kantonalbank
Regiobank Solothurn
DC Bank
Obwaldner KantonalbankSchwyzer Kantonalbank

Banken, gegen die in den USA bereits 
Strafuntersuchungen laufen. Sie ver- 

handeln mit der US-Justiz über Verglei-
che, um einer Anklage zu entgehen.

Banken, die Grund zur Annahme haben, 
dass unter ihren Kunden US-Steuer-
sünder sind. Stellt sich heraus, dass sie 
gegen US-Recht verstossen haben, 

wird dies zu hohen Bussen führen. 
Finden sich keine Verdachtsmomente, 
können sie in eine bussfreie Kategorie 
wechseln.

Banken, die glauben, nicht gegen US- 
Recht verstossen zu haben, können bei 
den amerikanischen Behörden einen 

«Non-Target-Letter» beantragen – eine 
Bescheinigung, dass sie nicht Ziel der 
Untersuchungen sind.

Quelle: sda / Grafik: Oliver Marx

Der Druck auf die Credit Suisse steigt. Im Bild:  
ein Gebäude der Bank in New York City.

 Keystone/Martin Ruetschi

tochtergesellschaft 
als Sündenbock
Credit SuiSSe muv/sda. Die Juristen 

der Credit Suisse scheinen offenbar 
eine Lösung im Steuerstreit mit den 
USA ausgearbeitet zu haben: So 
soll die Schweizer Grossbank im 
Dezember 2013 die Tochtergesell-
schaft CS International Advisors AG 
gegründet haben. Diese soll als 
Sündenbock herhalten, sollte die 
US-Justizbehörde ihre Drohungen 
wahr machen und Strafanklage 
gegen das Finanzhaus erheben 
und ein Schuldeingeständnis ein-
fordern. Laut verschiedenen Me-
dienberichten habe CS-Präsident 
Urs Rohner in den vergangenen 
Tagen angeordnet, sämtliche ge-
schlossenen und zu schliessenden 
US-Konti auf diese Tochterfirma zu 
transferieren. Tatsächlich bestätigt 
die Credit Suisse die Gründung der 
Tochtergesellschaft. Über den Ge-
schäftszweck schweigt sie sich 
jedoch aus.




